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4 2 4 . Bundesgesetz: Depotgesetz
4 2 5 . Bundesgesetz: Abänderung des Krebsstatistikgesetzes
4 2 6 . Bundesgesetz: Wohnungsverbesserungsgesetz

4 2 4 . Bundesgesetz vom 22. Oktober 1969
über die Verwahrung und Anschaffung von

Wertpapieren (Depotgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften
§ 1. Wertpapiere. Verwahrer. Wert-

papiersaramelbank

(1) Wertpapiere im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Aktien, Zwischenscheine, Genußscheine,
Wandelschuldverschreibungen, Gewinnschuldver-
schreibungen, Teilschuldverschreibungen, Pfand-
briefe, Kommunalschuldverschreibungen, Bank-
schuldverschreibungen, Kassenobligationen, Kas-
senscheine, Investmentzertifikate und sonstige
Wertpapiere, wenn diese vertretbar sind, sowie
Nebenurkunden (Zins-, Gewinnanteil-, Erträg-
nis- und Erneuerungsscheine), nicht jedoch
Papiergeld.

(2) Verwahrer im Sinne dieses Bumdesgesetzes
sind Unternehmungen, die Bank- oder Spar-
kassengeschäfte im Inland betreiben (Kredit-
unternehmungen), wenn ihnen Wertpapiere un-
verschlossen zur Verwahrung anvertraut wer-
den; als Kreditunternehmungen im Sinne dieses
Bundesgesetzes gelten auch die Oesterreichische
Nationalbank und das Österreichische Postspar-
kassenamt.

(3) Falls es für den Wertpapierverkehr förder-
lich ist, hat der Bundesminister für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz durch Verordnung eine am jeweiligen
Sitz einer zum Handel mit Wertpapieren be-
rechtigten Börse befindliche, nach ihren Erfah-
rungen und Einrichtungen geeignete Kredit-
unternehmung mit der Aufgabe einer Wert-
papiersammelbank zu betrauen. Sie darf sich als
Wertpapiersammelbank bezeichnen. Ihre Auf-
gabe ist die Sammelverwahrung von Wertpapie-
ren, die von Kreditunternehmungen hinterlegt
werden und über die mit Anweisung verfügt
werden kann (Girosammeiverwahrung).

II. ABSCHNITT

Verwahrung

§ 2. S o n d e r v e r w a h r u n g (S t re i f -
b a n d v e r w a h r u n g )

(1) Der Verwahrer hat die Wertpapiere unter
äußerlich erkennbarer Bezeichnung ihres Hinter-
legers gesondert von seinen eigenen Beständen
und von denen Dritter aufzubewahren, soweit
sich aus den folgenden Bestimmungen nichts
anderes ergibt. Rechte und Pflichten des Ver-
wahrers, für den Hinterleger Verfügung- oder
Verwaltungshandlungen vorzunehmen, werden
dadurch nicht berührt.

(2) Nebenurkunden dürfen, wenn der Hinter-
leger nicht ihre Verwahrung gemäß Abs. 1 aus-
drücklich und schriftlich verlangt, ohne äußer-
lich erkennbare Bezeichnung des Hinterlegers
nicht gesondert verwahrt werden.

(3) Auf die Bezeichnung des Hinterlegers ist
§ 11 Abs. 4 sinngemäß anzuwenden.

§ 3. Drittverwahrung
(1) Der Verwahrer ist berechtigt, die Wert-

papiere unter seinem Namen einem anderen
Verwahrer (Drittverwahrer) zur Verwahrung
anzuvertrauen.

(2) Zweigniederlassungen eines Verwahrers
gelten sowohl untereinander als auch im Ver-
hältnis zur Hauptniederlassung als verschiedene
Verwahrer im Sinne des Abs. 1.

(3) Der Verwahrer, der Wertpapiere durch
einen Drittverwahrer verwahren läßt (Zwischen-
verwahrer), haftet für das Verschulden des
Drittverwahrers wie für eigenes Verschulden
(§ 1313 a allgemeines bürgerliches Gesetzbuch).
Für die Beobachtung der erforderlichen Sorg-
falt bei der Auswahl des Drittverwahrers bleibt
er auch dann verantwortlich, wenn ihm die
Haftung für das Verschulden des Drittverwah-
rers durch Vertrag erlassen worden ist, es sei
denn, daß die Wertpapiere auf ausdrückliche
Weisung des Hinterlegers bei einem bestimmten
Drittverwahrer verwahrt werden.
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(4) Die Verwahrung von Wertpapieren im
Ausland bedarf der ausdrücklichen und schrift-
lichen Ermächtigung des Hinterlegers, soweit es
sich nicht um im Ausland ausgestellte Wert-
papiere handelt.

§ 4. S a m m e l v e r w a h r u n g

(1) Vertretbare Wertpapiere derselben Art
darf der Verwahrer ungetrennt von seinen eige-
nen Beständen derselben Art oder von solchen
Dritter aufbewahren oder einem Drittverwahrer
zur Sammelverwahrung anvertrauen, wenn der
Hinterleger ihn zur Sammelverwahrung ermäch-
tigt hat. Diese Ermächtigung muß bei sonstiger
Rechtsunwirksamkeit ausdrücklich und schrift-
lich erteilt werden; in Geschäftsbedingungen
vorgesehene Ermächtigungen sind nicht aus-
reichend.

(2) Die Formvorschrift des Abs. 1 gilt nicht,
wenn Wertpapiere von einer Kreditunterneh-
mung einer anderen zur Verwahrung oder
Drittverwahrung anvertraut werden.

(3) Auch eine Wertpapiersammelbank kann
Drittverwahrer sein.

(4) Wer zur Sammelverwahrung ermächtigt
ist, kann, anstatt das eingelieferte Stück in
Sammelverwahrung zu nehmen, dem Hinter-
leger einen entsprechenden Sammelbestandanteil
übertragen.

(5) Auf die Sammelverwahrung sind die Be-
stimmungen der §§ 3 und 9 anzuwenden.

§ 5. M i t e i g e n t u m am Sammelbe-
stand. A n s p r ü c h e s o n s t i g e r ding-
l i ch B e r e c h t i g t e r bei der Sammel-

v e r w a h r u n g

(1) Werden Wertpapiere in Sammelverwah-
rung genommen, so entsteht mit dem Zeitpunkt
des Einganges beim Verwahrer für die bisheri-
gen Eigentümer Miteigentum an den zum
Sammelbestand des Verwahrers gehörenden
Wertpapieren derselben Art. Für die Höhe des
Anteils ist der Wertpapiernennbetrag maß-
gebend, bei Wertpapieren ohne Nennbetrag die
Stückzahl.

(2) Die Bestimmungen des § 6 sind sinngemäß
auf Ansprüche der Miteigentümer oder sonstiger
dinglich Berechtigter anzuwenden.

§ 6. A u s f o l g u n g s a n s p r ü c h e des
H i n t e r l e g e r s u n d V e r f ü g u n g s -
b e f u g n i s d e s V e r w a h r e r s be i d e r

S a m m e l v e r w a h r u n g

(1) Dem Hinterleger sind auf sein Verlangen
die seinem Anteil am Sammelbestand (§ 5 Abs. 1)
entsprechenden Wertpapiere auszufolgen; die
von ihm hinterlegten Stücke kann er nicht zu-
rückfordern. Der Verwahrer hat die Ausfolgung

insoweit zu verweigern, als sich infolge eines
Verlustes am Sammelbestand die dem Hinter-
leger gebührende Menge verringert hat. Er haf-
tet dem Hinterleger für den Ausfall, es sei denn,
daß der Verlust am Sammelbestand auf Um-
ständen beruht, die er nicht zu vertreten hat.

(2) Der Verwahrer bedarf zur Ausfolgung des
Anteiles am Sammelbestand an den Hinterleger
gemäß Abs. 1 sowie zur Entnahme der ihm
selbst gebührenden Menge keiner Zustimmung
der übrigen Berechtigten. In anderer Weise darf
der Verwahrer den Sammelbestand nicht ver-
ringern.

(3) Diese Vorschriften sind im Falle der Dritt-
verwahrung auf Zwischenverwahrer sinngemäß
anzuwenden.

§ 7. T a u s c h e r m ä c h t i g u n g
(Summenverwahrung)

(1) Die Erklärung, durch die der Verwahrer
ermächtigt wird, ihm zur Verwahrung anver-
traute vertretbare Wertpapiere durch andere
Stücke derselben Art zu ersetzen oder andere
Stücke derselben Art statt der anvertrauten zu-
rückzugeben, muß bei sonstiger Rechtsunwirk-
samkeit für das einzelne Verwahrungsgeschäft
ausdrücklich und schriftlich erteilt werden und
darf nicht mit anderen Erklärungen verbunden
werden. Ein Hinweis auf andere Urkunden oder
in Geschäftsbedingungen vorgesehene Ermächti-
gungen sind nicht ausreichend.

(2) Für die gemäß Abs. 1 anvertrauten vertret-
baren Wertpapiere oder für die an ihre Stelle
tretenden Ersatzstücke derselben Art sind die Be-
stimmungen über die Sonderverwahrung (§ 2)
sinngemäß anzuwenden.

§ 8 . E r m ä c h t i g u n g z u r V e r f ü g u n g
ü b e r d a s E i g e n t u m ( u n r e g e l -

m ä ß i g e V e r w a h r u n g )

(1) Der Abschluß eines Verwahrungsvertra-
ges, mit dem das Eigentum an den Wertpapieren
auf den Verwahrer übergeht, oder mit dem
dieser ermächtigt wird, das Eigentum daran
einem Dritten zu übertragen, und der den Ver-
wahrer verpflichtet, Wertpapiere derselben Art
zurückzugeben, bedarf bei sonstiger Rechtsun-
wirksamkeit einer ausdrücklichen und schrift-
lichen Erklärung des Hinterlegers für das ein-
zelne Verwahrungsgeschäft, die nicht mit ande-
ren Erklärungen verbunden werden darf. Ein
Hinweis auf andere Urkunden oder in Geschäfts-
bedingungen vorgesehene Ermächtigungen sind
nicht ausreichend. In der Erklärung muß zum
Ausdruck kommen, daß mit dem Eigentums-
übergang auf den Verwahrer oder einen Dritten
für den Hinterleger nur ein schuldrechtlicher
Anspruch auf Ausfolgung nach Art und Menge
bestimmter Wertpapiere entsteht.



105. Stück — Ausgegeben am 11. Dezember 1969 — Nr. 424 3135

(2) Sobald der Verwahrer oder der Dritte
Eigentum an den Wertpapieren erwirbt, ist das
Geschäft als Darlehen anzusehen.

(3) Eine Erklärung des Hinterlegers gemäß
Abs. 1 ersetzt sonstige in diesem Bundesgesetz
vorgesehene Ermächtigungen nicht.

§ 9. Zurückbehaltungsrechte und
Pfandrechte

(1) Auf Grund von Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes verwahrte Wertpapiere können
Gegenstand der Zurückbehaltung sein.

(2) Vertraut der Verwahrer die Wertpapiere
einem Drittverwahrer an, so gilt diesem als
bekannt, daß die Wertpapiere nicht Eigentum
des Verwahrers sind (Fremdvermutung). Der
Drittverwahrer kann an den Wertpapieren ein
Pfandrecht oder ein Zurückbehaltungsrecht nur
wegen solcher Forderungen geltend machen, die
in Beziehung auf diese Wertpapiere entstanden
sind oder für die diese Wertpapiere nach dem
einzelnen über sie zwischen dem Verwahrer und
dem Drittverwahrer abgeschlossenen Geschäft
haften sollen.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 gelten nicht,
wenn der Verwahrer dem Drittverwahrer für
das einzelne Geschäft ausdrücklich und schrift-
lich mitteilt, daß er Eigentümer der Wertpapiere
ist.

(4) Bei Drittverwahrung im Ausland hat der
Zwischenverwahrer dem ausländischen Dritt-
verwahrer ausdrücklich und schriftlich mitzu-
teilen, daß die Wertpapiere nicht sein Eigentum
sind.

§ 10. E r m ä c h t i g u n g z u r V e r p f ä n -
dung

(1) Der Verwahrer darf ihm anvertraute Wert-
papiere oder Sammelbestandanteile nur an eine
Kreditunternehmung, nur bis zur Höhe des von
ihm dem Hinterleger eingeräumten Kredites oder
gewährten Darlehens und nur auf Grund einer
Ermächtigung verpfänden; einem dem Hinter-
leger eingeräumten Kredit oder gewährten Dar-
lehen steht ein einem Dritten eingeräumter Kre-
dit oder gewährtes Darlehen gleich, wenn der
Hinterleger die Haftung übernimmt.

(2) Die im Abs. 1 genannte Ermächtigung muß
bei sonstiger Rechtsunwirksamkeit für das ein-
zelne Verwahrungsgeschäft ausdrücklich und
schriftlich erteilt werden und darf nicht mit an-
deren Erklärungen verbunden werden. Ein Hin-
weis auf andere Urkunden oder in Geschäftsbe-
dingungen vorgesehene Ermächtigungen sind
nicht ausreichend.

§ 11. V e r w a h r u n g s b u c h
(1) Der Verwahrer hat ein Verwahrungsbuch

(Handelsbuch oder buchmäßige Aufzeichnungen)

zu führen, in das jeder Hinterleger sowie Art,
Nennbetrag oder Stückzahl, Nummern oder
sonstige Merkmale der für ihn verwahrten
Wertpapiere einzutragen sind. Wenn sich die
Nummern oder sonstige Merkmale aus Verzeich-
nissen ergeben, die neben dem Verwahrungsbuch
geführt werden, genügt insoweit die Bezug-
nahme auf diese Verzeichnisse.

(2) Bei Drittverwahrung nicht am Ort des
Zwischenverwahrers ist der Ort der Niederlas-
sung des Drittverwahrers im Verwahrungsbuch
anzumerken. Ergibt sich der Name des Dritt-
verwahrers nicht aus sonstigen buchmäßigen
Aufzeichnungen, die neben dem Verwahrungs-
buch geführt werden, oder aus dem Schrift-
wechsel, so ist auch der Name des Drittver-
wahrers im Verwahrungsbuch anzumerken. Eine
Ermächtigung zur Sammelverwahrung, Summen-
verwahrung, unregelmäßigen Verwahrung oder
Verpfändung ist im Verwahrungsbuch anzu-
merken.

(3) Die Vorschriften über die Führung eines
Verwahrungsbuches gelten sinngemäß für die
Sammelverwahrung.

(4) Eine Eintragung oder Anmerkung kann
durch Zeichen (Zahlen) ersetzt werden, wenn
sich ihre Bedeutung aus sonstigen buchmäßigen
Aufzeichnungen ergilbt. Das Verwahrungsbuch
kann durch buchmäßigen Aufzeichnungen gleich-
wertige Aufzeichnungen ersetzt werden.

§ 12. S o n s t i g e F ä l l e

Falls eine Kreditunternehmung Wertpapiere,
die ihr zu anderen Zwecken als zur Verwahrung
anvertraut sind, nicht als Eigentümer inne hat,
so sind die §§ 2 bis 6, 9 und 10 sinngemäß
anzuwenden. Die Wertpapiere sind buchmäßig
aufzuzeichnen.

III. ABSCHNITT

Einkaufskommission

§ 13. S t ü c k e v e r z e i c h n i s

(1) Führt ein Kommissionär (§ 383 des Han-
delsgesetzbuches) einen Auftrag zum Einkauf
von Wertpapieren aus, so hat er dem Kommit-
tenten unverzüglich, spätestens binnen einer
Woche, ein Verzeichnis der gekauften Stücke zu
übersenden. In dem Stückeverzeichnis sind die
Wertpapiere nach Gattung, Nennbetrag,
Nummern oder sonstigen Merkmalen zu be-
zeichnen.

(2) Die Frist zur Übersendung des Stücke-
verzeichnisses beginnt, falls der Kommissionär
bei der Anzeige über die Ausführung des Auf-
trages einen Dritten als Verkäufer namhaft ge-
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macht hat, mit dem Eigentumserwerb der
Stücke, andernfalls mit dem Ablauf des Zeit-
raumes, innerhalb dessen der Kommissionär nach
Erstattung der Ausführungsanzeige bei ord-
nungsmäßigem Geschäftsgang ohne seine schuld-
hafte Verzögerung die Stücke oder das Stücke-
verzeichnis von einer zur Verwahrung der
Stücke bestimmten dritten Stelle erhalten
konnte.

(3) Mit der Absendung des Stückeverzeich-
nisses geht das Eigentum an den darin bezeich-
neten Wertpapieren, soweit der Kommissionär
über sie zu verfügen berechtigt ist, auf den
Kommittenten über, wenn es nicht auf Grund
anderer gesetzlicher Bestimmungen schon früher
auf ihn übergegangen ist.

§ 14. A u s s e t z u n g d e r Ü b e r s e n d u n g
d e s S t ü c k e v e r z e i c h n i s s e s

(1) Der Kommissionär darf die Übersendung
des Stückeverzeichnisses aussetzen, wenn er
wegen der Forderungen, die ihm aus der Aus-
führung des Auftrages zustehen, nicht befriedigt
ist und auch nicht Stundung bewilligt hat. Als
Stundung gilt es nicht, wenn der Kaufpreis ge-
mäß § 355 des Handelsgesetzbuches in Rechnung
gestellt wird.

(2) Der Kommissionär kann von der Befug-
nis gemäß Abs. 1 nur Gebrauch machen, wenn
er dem Kommittenten erklärt, daß er die Über-
sendung des Stückeverzeichnisses und damit die
Übertragung des Eigentums an den Wertpapieren
bis zur Befriedigung wegen seiner Forderungen
aus der Ausführung des Auftrages aussetzen
werde. Die Erklärung muß für das einzelne
Geschäft ausdrücklich und schriftlich abgegeben
und binnen einer Woche nach dem Erfüllungstag
abgesendet werden; sie darf nicht auf andere Ur-
kunden verweisen.

(3) Macht der Kommissionär von der Befug-
nis gemäß Abs. 1 Gebrauch, so beginnt die
Frist zur Übersendung des Stückeverzeichnisses
frühestens mit dem Zeitpunkt, in dem der Kom-
missionär wegen seiner Forderungen aus der
Ausführung des Auftrages befriedigt wird.

(4) Stehen die Parteien miteinander im Konto-
korrentverkehr (§ 355 des Handelsgesetzbuches),
so gilt der Kommissionär wegen der ihm aus
der Ausführung des Auftrages zustehenden For-
derungen als befriedigt, sobald die Summe der
Habenposten die der Sollposten zum erstenmal
erreicht oder übersteigt. Führt der Kommissio-
när für den Kommittenten mehrere Konten, so
ist das Konto, auf dem das Kommissionsgeschäft
zu buchen war, allein maßgebend.

(5) Ist der Kommissionär teilweise befriedigt,
so darf er die Übersendung des Stückeverzeich-
nisses nicht aussetzen, wenn die Aussetzung
nach den Umständen, insbesondere wegen ver-

hältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständi-
gen Teiles, der Übung des redlichen Verkehrs
widerspricht.

§ 15. S t ü c k e v e r z e i c h n i s b e i m A u s -
l a n d s g e s c h ä f t

(1) Wenn die Wertpapiere vereinbarungs-
gemäß im Ausland angeschafft und vereinbarungs-
gemäß im Ausland aufbewahrt werden, hat der
Kommissionär das Stückeverzeichnis nur auf
schriftliches Verlangen des Kommittenten zu
übersenden, falls das Eigentum an den Wert-
papieren nach ausländischem Recht durch Über-
sendung des Stückeverzeichnisses übertragen wer-
den kann; § 14 ist anzuwenden.

(2) Die Frist zur Übersendung des Stückever-
zeichnisses beginnt frühestens mit dem Zeit-
punkt, in dem das Verlangen beim Kommissio-
när einlangt. Das Verlangen hat die Wertpapiere
zu bezeichnen.

§ 16. B e f r e i u n g v o n de r Ü b e r s e n -
d u n g des S t ü c k e v e r z e i c h n i s s e s

Die Übersendung des Stückeverzeichnisses
kann unterbleiben, soweit innerhalb der hiefür
bestimmten Frist die Wertpapiere auf Grund
eines Auftrages des Kommittenten zur Ausfol-
gung bereitgestellt oder dem Kommittenten
schon ausgefolgt sind oder ein Auftrag des
Kommittenten zur Veräußerung ausgeführt ist.

§ 17. E r f ü l l u n g d u r c h Ü b e r t r a -
gung von M i t e i g e n t u m am Sammel -

b e s t a n d

(1) Auf Grund einer ausdrücklichen und
schriftlichen Ermächtigung durch den Kommit-
tenten kann der Kommissionär statt Eigentum
an bestimmten Stücken Miteigentum an Wert-
papieren verschaffen, die zum Sammelbestand
des Kommissionärs oder zum Sammelbestand
eines anderen Verwahrers gehören. Diese Form-
vorschrift gilt nicht, wenn Wertpapiere von
einer Kreditunternehmung für eine andere an-
geschafft werden.

(2) Mit der Eintragung des Sammelbestand-
anteiles des Kommittenten im Verwahrungsbuch
des Kommissionärs geht, soweit dieser ver-
fügungsberechtigt ist, das Miteigentum auf den
Kommittenten über, wenn es nicht auf Grund
anderer gesetzlicher Bestimmungen schon früher
auf ihn übergegangen ist. Der Kommissionär
hat dem Kommittenten die Verschaffung des
Miteigentums unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen.

§ 18. Rechte des Kommit tenten
bei Nichtübersendung des Stücke-

verzeichnisses
(1) Unterläßt der Kommissionär, ohne hiezu

gemäß §§ 14 bis 17 befugt zu sein, die Übersen-
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dung des Stückeverzeichnisses und holt er das
Versäumte auf eine nach Ablauf der Frist zur
Übersendung des Stückeverzeichnisses an ihn
schriftlich ergangene Aufforderung des Kom-
mittenten nicht binnen drei Werktagen nach,
so ist der Kommittent berechtigt, das Geschäft
als nicht für seine Rechnung abgeschlossen
zurückzuweisen und Schadenersatz wegen Nicht-
erfüllung zu beanspruchen. Dies gilt nicht, wenn
die Unterlassung auf einem Umstand beruht,
den der Kommissionär nicht zu vertreten hat.

(2) Die Aufforderung durch den Kommitten-
ten verliert ihre Wirkung, wenn dieser dem
Kommissionär nicht binnen drei Werktagen
nach dem Ablauf der Nachfrist schriftlich er-
klärt, daß. er von dem im Abs. 1 bezeichneten
Recht Gebrauch macht.

(3) Der 24. Dezember gilt nicht als Werktag
gemäß Abs. 1 und 2.

§ 19. S t ü c k e v e r z e i c h n i s b e i m Auf-
t r a g z u m U m t a u s c h u n d z u r Aus-

ü b u n g e i n e s B e z u g s r e c h t e s

(1) Der Kommissionär, der einen Auftrag zum
Umtausch von Wertpapieren (Sammelbestand-
anteilen) gegen Wertpapiere oder einen Auftrag
zur Ausübung eines Bezugsrechtes auf Wert-
papiere ausführt, hat binnen zwei Wochen nach
dem Empfang der neuen Stücke dem Kommit-
tenten ein Verzeichnis der Stücke zu übersen-
den. Die Bestimmungen der §§ 13 bis 18 sind
anzuwenden, die des § 18 jedoch nur mit der
Maßgabe, daß bei NichtÜbersendung des Stücke-
verzeichnisses der Kommittent nur Anspruch auf
Schadenersatz wegen Nichterfüllung hat.

(2) Der Kommissionär, der die Pflichten ge-
mäß Abs. 1 nicht erfüllt, verliert den Anspruch
auf Provision für die Ausführung des Auftrages
(§ 396 Abs. 1 des Handelsgesetzbuches).

§ 20. U n a b d i n g b a r k e i t d e r Ver-
p f l i c h t u n g e n d e s K o m m i s s i o n ä r s

Die Verpflichtungen des Kommissionärs gemäß
§§ 13 bis 19 können durch Rechtsgeschäft
weder aufgehoben noch beschränkt werden;
dies gilt nicht, wenn der Kommittent eine Kre-
ditunternehmung ist.

§ 21. B e s c h r ä n k t e G e l t e n d m a c h u n g
v o n P f a n d - u n d Z u r ü c k b e h a l -
f u n g s r e c h t e n b e i m K o m m i s s i o n s -

g e s c h ä f t

Gibt der Kommissionär einen ihm erteilten
Auftrag zur Anschaffung von Wertpapieren
(§§ 13 und 19) an einen Dritten weiter, so gilt
als diesem bekannt, daß die Wertpapiere für
fremde Rechnung angeschafft werden. Wird der
Auftrag an einen Dritten mit dem Sitz im Aus-
land weitergegeben, so ist diesem ausdrücklich

und schriftlich mitzuteilen, daß die Wertpapiere
für fremde Rechnung angeschafft werden. § 9
ist sinngemäß anzuwenden.

§ 22. S e l b s t e i n t r i t t
E i g e n g e s c h ä f t e

Die §§ 13 bis 21 sind sinngemäß anzuwenden,
wenn ein Auftrag zum Kauf oder zum Um-
tausch von Wertpapieren durch Selbsteintritt
ausgeführt wird; das gleiche gilt für Eigen-
geschäfte.

IV. ABSCHNITT

Insolvenzverfahren

§23 . V o r r e c h t e v o n H i n t e r l e g e r n
u n d K o m m i t t e n t e n

(1) Im Konkursverfahren eines Verwahrers
(§ 1) oder eines Kommissionärs (§ 13) halben die
Hinterleger und Kommittenten ein Vorrecht
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

(2) Kommittenten, deren Anspruch auf Ver-
schaffung von Eigentum oder Miteigentum an
Wertpapieren bei Eröffnung des Konkursver-
fahrens noch nicht erfüllt ist, die aber ihre Ver-
pflichtungen aus dem Geschäft über diese Wert-
papiere der Kreditunternehmiung als Kommis-
sionär gegenüber vollständig erfüllt haben, sind
gemäß Abs. 6 zu befriedigen.

(3) Hinterleger und Kommittenten, deren
Eigentum oder Miteigentum an Wertpapieren
durch eine rechtswidrige Verfügung der Kredit-
unternehmung als Verwahrers oder Kommissio-
närs oder ihrer Leute verletzt worden ist, sind
gemäß Abs. 6 zu befriedigen, wenn sie bei Er-
öffnung des Konkursverfahrens ihre Verpflich-
tungen aus dem Geschäft über diese Wertpapiere
der Kreditunternehmung gegenüber vollständig
erfüllt haben.

(4) Abs. 2 und 3 sind auch anzuwenden, wenn
der nichterfüllte Teil der Verpflichtungen von
Hinterlegern und Kommittenten bei Eröffnung
des Konkursverfahrens 10 vom Hundert des
Wertes ihres Wertpapierlieferungsanspruches
nicht übersteigt und wenn binnen einer Woche
nach Aufforderung durch den Masseverwalter
diese Verpflichtungen vollständig erfüllt worden
sind. Diese Aufforderung hat der Masseverwalter
binnen drei Wochen nach Eröffnung des Kon-
kursverfahrens im Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung zu veröffentlichen. Als Wert des Wert-
papierlieferungsanspruches bei der Einkaufs-
kommission gilt der Kaufpreis.

(5) Gleiches gilt für Ansprüche aus Geschäften
gemäß § 22.

(6) Die der Kreditunternehmung gehörenden
Wertpapiere derselben Art und die Ansprüche
der Kreditunternehmung auf Lieferung solcher
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Wertpapiere bilden eine Sondermasse. Die An-
sprüche gemäß Abs. 2 bis 5 werden vor den
Forderungen anderer Konkursgläubiger aus
dieser Sondermasse berichtigt. Sind Wertpapiere
derselben Art nicht in ausreichender Menge vor-
handen, so sind sie, soweit dies nach dem Ver-
hältnis der Ansprüche möglich ist, an die Be-
rechtigten zu verteilen. Verbleibende Wert-
papiere (Spitzen) sind in sinngemäßer Anwen-
dung der handelsrechtlichen Bestimmungen über
den Pfandverkauf zu verwerten und ihr Erlös
ist nach dem Verhältnis der nichtbefriedigten
Ansprüche zu verteilen. Soweit solche Ansprüche
nicht aus der Sondermasse befriedigt werden,
sind sie wie andere Konkursforderungen zu be-
handeln.

(7) Zur Geltendmachung von Ansprüchen mit
einem Vorrecht (Abs. 1 bis 6) ist ein Kurator
vom Konkursgericht zu bestellen. Artikel V der
Kaiserlichen Verordnung vom 10. Dezember
1914, RGBl. Nr. 337, über die Einführung
einer Konkursordnung, einer Ausgleichsordnung
und einer Anfechtungsordnung sowie die Be-
stimmungen des Gesetzes vom 24. April 1874,
RGBl. Nr. 49, und des Gesetzes vom 5. Dezem-
ber 1877, RGBl. Nr. 111, sind sinngemäß anzu-
wenden. Das Stimmrecht nach § 10 Abs. 3 des
zuletztgenannten Gesetzes richtet sich nach dem
Wert des Anspruches zur Zeit der Konkurs-
eröffnung.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen sind auch
im Ausgleichsverfahren und im Verfahren über
die Geschäftsaufsicht sinngemäß anzuwenden.

V. ABSCHNITT

Sammelurkunden

§ 24. S a m m e l u r k u n d e n . B u n d e s -
s c h u l d b u c h f o r d e r u n g e n

Die Bestimmungen über die Sammelverwah-
rung und Verschaffung von Eigentum an
Sammelbestandanteilen, sowie die Bestimmungen
des § 23 gelten sinngemäß für die Anteile

a) an einer Zwischensammelurkunde, die bis
zur Ausgabe der Einzelstücke von Wert-
papieren ausgestellt wird und die die Ein-
zelstücke vertritt,

b) an einer Sammelurkunde, die nach den
Ausgabebedingungen Schuldverschreibun-
gen vertritt und

c) an einer Bundesschuldbuchforderung.

VI. ABSCHNITT

Depotprüfung

§ 25. Depotprüfung. Depotprüfer
(1) Kreditunternehmungen, die Geschäfte nach

Bestimmungen dieses Bundesgesetzes betreiben,
unterliegen der Prüfung dieser Geschäfte (Depot-
prüfung).

(2) Die Depotprüfung ist mindestens in jedem
zweiten Jahr durchzuführen. Sie hat sich auf
die Einhaltung der für diese Geschäfte geltenden
gesetzlichen Vorschriften zu erstrecken. Die
Prüfung kann sich auf Stichproben in einem
dem Prüfungszweck angemessenen Umfang be-
schränken.

(3) Die Kreditunternehmungen sind verpflich-
tet, dem Depotprüfer Einsicht in sämtliche
Bücher, in den gesamten Schriftwechsel und in
sonstige Unterlagen zu gewähren und ihm alle
Aufklärungen zu geben, soweit dies für eine
ordnungsgemäße Durchführung der Depot-
prüfung erforderlich ist.

(4) Die Kreditunternehmung ist vor Abschluß
der Prüfung zum Prüfungsergebnis zu hören;
sie kann innerhalb von 4 Wochen nach
schriftlicher Bekanntgabe des Prüfungsergebnis-
ses zu diesem schriftlich Stellung nehmen. Diese
Stellungnahme hat der Prüfer gleichzeitig mit
dem schriftlichen Prüfungsbericht dem Bundes-
minister für Finanzen vorzulegen.

(5) Der Bundesminister für Finanzen bestellt
den Depotprüfer. Als Depotprüfer dürfen nur
beeidete Wirtschaftsprüfer und Steuerberater
oder Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-
gesellschaften bestellt werden. Für eine Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaft, die einem gemäß
§ 2 des Gesetzes vom 10. Juni 1903, RGBl.
Nr. 133, anerkannten Revisionsverband ange-
hört, ist dieser zum Depotprüfer zu bestellen.
Für eine Sparkasse ist die für diese zuständige
Prüfungsstelle zum Depotprüfer zu bestellen.

(6) Der Depotprüfer hat Anspruch auf ange-
messene Entlohnung für seine Tätigkeit und auf
Ersatz der notwendigen baren Auslagen durch
die Kreditunternehmung. Diese Beträge werden
vom Bundesminister für Finanzen bemessen.

(7) Der Bundesminister für Finanzen kann
durch Verordnung nähere Bestimmungen über
die Depotprüfung erlassen, soweit dies zur Er-
reichung des Prüfungszweckes erforderlich ist.

§ 26. V e r l e t z u n g e i n e s G e s c h ä f t s -
o d e r B e t r i e b s g e h e i m n i s s e s

(1) Wer vorsätzlich ein Geschäfts- oder Be-
triebsgeheimnis (Abs. 3) offenbart oder verwer-
tet, das ihm bei seiner Tätigkeit als Depotprüfer
oder als dessen Hilfskraft anvertraut worden
oder zugänglich geworden ist, wird wegen Über-
tretung mit Arrest bis zu sechs Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu 100.000 S bestraft.

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem
anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden
oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen,
wird wegen Vergehens mit strengem Arrest bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu
200.000 S bestraft.
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(3) Unter Abs. 1 fällt nur ein Geschäfts- oder
Betriebsgeheimnis, dessen Offenbarung oder Ver-
wertung geeignet ist, ein berechtigtes Interesse
des von der Überprüfung unmittelbar oder
mittelbar Betroffenen zu verletzen.

(4) Der Täter wird nicht bestraft, wenn auf
Grund eines Gesetzes eine Auskunftspflicht be-
steht oder der Betroffene mit der Offenbarung
oder Verwertung einverstanden ist.

(5) Der Täter wird nur auf Verlangen des in
seinem Interesse an der Geheimhaltung Ver-
letzten (Abs. 3) verfolgt.

VII. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

§ 27. I n k r a f t t r e t e n d e s D e p o t -
g e s e t z e s

Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jänner
1970 in Kraft.

§ 28. Übergangsbestimmungen

(1) Ermächtigungen, die einer Kreditunterneh-
mung auf Grund des Gesetzes über die Verwah-
rung und Anschaffung von Wertpapieren vom
4. Februar 1937, deutsches RGBl. I S. 171, er-
teilt worden sind, gelten mit der Wirkung wei-
ter, die sich aus diesem Bundesgesetz ergibt.

(2) Ist eine Kreditunternehmung am Tage des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes durch Ver-
ordnung als Wertpapiersammelbank bezeichnet,
so gilt diese Kreditunternehmung als mit der
Aufgabe einer Wertpapiersammelbank gemäß
§ 1 Abs. 3 betraut.

§ 29. A u f g e h o b e n e V o r s c h r i f t e n

Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes wer-
den aufgehoben:

1. das Gesetz über die Verwahrung und An-
schaffung von Wertpapieren vom 4. Februar
1937, deutsches RGBl. I S. 171,

2. die Verordnung vom 21. Dezember 1938,
deutsches RGBl. I S. 1848, zur Einführung des
Gesetzes über die Verwahrung und Anschaffung
von Wertpapieren im Lande Österreich,

3. § 33 des Gesetzes über das Kreditwesen vom
25. September 1939, deutsches RGBl. I S. 1955,
in der Fassung der Verordnung vom 23. Juli
1940, deutsches RGBl. I S. 1047, zur Änderung
des Gesetzes über das Kreditwesen und der Ver-
ordnung vom 18. September 1944, deutsches
RGBl. I S. 211, zur Änderung des Gesetzes über
das Kreditwesen,

4. die Verordnung zur Vereinfachung des
Wertpapierverkehrs vom 22. Dezember 1942,
deutsches RGBl. 1943 I S. 1,

5. die Fünfte Bekanntmachung des Reichs-
kommissars für das Kreditwesen vom 1. August
1935, Deutscher Reichsanzeiger Nr. 179.

§ 30. V o l l z i e h u n g

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des § 1 Abs. 3 der Bundes-
minister für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Justiz, hinsichtlich des
§ 25 der Bundesminister für Finanzen, hinsicht-
lich des § 26 der Bundesminister für Justiz und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Justiz im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky Koren

425. Bundesgesetz vom 22. Oktober 1969,
mit dem das Krebsstatistikgesetz, BGBl.

Nr. 138/1969, abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 6. März 1969, BGBl.
Nr. 138, über die statistische Erfassung von Ge-
schwulstkrankheiten (Krebsstatistikgesetz) wird
wie folgt abgeändert:

Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten wie folgt:

„(2) Gegenstand der Erhebungen sind die An-
gaben zur Person sowie über Art, Lokalisation
und Verlauf der Erkrankung."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung be-
traut.

Jonas
Klaus Rehor

426. Bundesgesetz vom 22. Oktober 1969
über die Förderung der Verbesserung von
Klein- und Mittelwohnungen (Wohnungs-

verbesserungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Aufgaben der Länder

§ 1. (1) Die Länder haben Verbesserungen an
erhaltungswürdigen Wohnhäusern und in Klein-
oder Mittelwohnungen, sofern die behördliche
Baubewilligung vor dem 1. Juli 1948 erteilt
wurde, zu fördern.
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(2) Als Verbesserungen gelten
a) die Errichtung oder die Ausgestaltung von

der gemeinsamen Benützung der Bewohner
dienenden, einer zeitgemäßen Wohnkultur
entsprechenden Anlagen in normaler Aus-
stattung, wie Personenaufzüge, Zentral-
heizungen oder zentrale Waschküchen in
Wohnhäusern mit Klein- oder Mittelwoh-
nungen,

b) die Errichtung oder die Umgestaltung von
Wasserleitungs-, Lichtleitungs-, Gasleitungs-,
Beheizungs- und sanitären Anlagen in nor-
maler Ausstattung in Klein- oder Mittel-
wohnungen,

c) die Vereinigung zweier oder mehrerer
Kleinwohnungen zu einer normal ausge-
statteten Klein- oder Mittelwohnung und

d) die Teilung von Wohnungen in normal
ausgestattete Klein- oder Mittelwohnungen.

(3) Die Förderung ist unzulässig, wenn es sich
um Verbesserungen an Wohnhäusern handelt,
die nicht ganzjährig bewohnt werden dürfen.
Wohnhäuser, die nicht zur Befriedigung des
Wohnbedürfnisses regelmäßig verwendet werden,
sind gleichfalls von der Förderung ausgeschlossen.

§ 2. Vom Anwendungsbereich dieses Bundes-
gesetzes sind Wohnhäuser ausgenommen, die

a) zu mehr als 50 v. H. im Eigentum des
Bundes oder eines Landes stehen oder

b) im Eigentum oder in der Benützung eines
fremden Staates oder von auf Grund von
Staatsverträgen errichteten Organisationen
oder bestellten Kommissionen oder von als
exterritorial anerkannten Personen stehen,
insoweit diese Wohnhäuser zur Unter-
bringung von diplomatischen Vertretungen
oder zu Wohnzwecken für als exterritorial
anerkannte Personen verwendet werden.

Begriffsbestimmungen

§ 3. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten:
1. als Wohnhaus mit Klein- oder Mittelwoh-

nungen eine Baulichkeit, bei der mindestens die
Hälfte der Gesamtnutzfläche auf Klein- oder Mit-
telwohnungen entfällt;

2. als erhaltungswürdig, Wohnhäuser
a) deren Bestand dem Flächenwidmungs- und

Bebauungsplan entspricht,
b) deren Zustand weder gesundheitswidrig

noch baufällig ist;

3. als Kleinwohnung eine für die dauernde
Bewohnung bestimmte Wohnung, deren Nutz-
fläche nicht mehr als 90 m2 beträgt;

4. als Mittelwohnung eine Wohnung der in
Z. 3 genannten Art, wenn ihre Nutzfläche über

das in Z. 3 für Kleinwohnungen vorgesehene
Ausmaß hinausgeht, aber 130 m2 nicht über-
steigt;

5. als normale Ausstattung eine solche, bei
der die Gesamtausstattung, insbesondere die Aus-
stattung der Räume mit Koch-, Heiz- und Bade-
gelegenheiten, zwar den Erfordernissen der
Hygiene und Haushaltsführung entspricht, hin-
sichtlich des Baukostenaufwandes jedoch größte
Wirtschaftlichkeit gewährleistet erscheint;

6. als Nutzfläche einer Wohnung oder eines
Geschäftsraumes die Gesamtbodenfläche abzüg-
lich der Wandstärken; Treppen, offene Balkone
und Terrassen sowie Keller- und Dachboden-
räume, soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht
für Wohn- oder Geschäftszwecke geeignet sind,
sind bei der Berechnung der Nutzfläche der
Wohnung nicht zu berücksichtigen;

7. als Gesamtbaukosten die zur Durchführung
der im § 1 angeführten Verbesserungen not-
wendigen Kosten zuzüglich der mit der Auf-
nahme des Darlehens verbundenen Kosten.

Leistungen des Bundes

§ 4. (1) Die Leistungen des Bundes bestehen
je zur Hälfte aus Haushaltsmitteln des Bundes
und aus Rückflüssen (Tilgungs- und Zinsen-
beträgen) aus den Fondshilfemaßnahmen nach
dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl.
Nr. 130/1948, und dem Bundesgesetz, betreffend
Ausgestaltung des Staatlichen Wohnungsfürsorge-
fonds zu einem Bundes-Wohn- und Siedlungs-
fonds, BGBl. Nr. 252/1921; zu diesem Zweck
haben die beiden Wohnbaufonds die entsprechen-
den Beträge bis Ende Jänner der Jahre 1970 bis
einschließlich 1982 je zu gleichen Teilen an den
Bund abzuführen.

(2) Für die Jahre 1971 bis 1982 sind von den
Ländern die nach Maßgabe der von ihnen einge-
gangenen Verpflichtungen erforderlichen Mittel
den Bundesministerien für Finanzen und für Bau-
ten und Technik bekanntzugeben.

(3) Die Zuteilung der Förderungsmittel des
Bundes an die Länder richtet sich nach § 5
Abs. 2 des Wohnbauförderungsgesetzes 1968,
BGBl. Nr. 280/1967. Diese Mittel sind bis Ende
April 1970 sowie bis Ende Februar der Jahre
1971 bis einschließlich 1982 an die empfangs-
berechtigten Länder zu überweisen.

(4) Die Leistungen des Bundes gemäß Abs. 1
betragen für das Jahr 1970 20 Millionen Schil-
ling. Die Leistungen des Bundes für die Jahre
1971 bis 1982 werden durch das jeweilige Bundes-
finanzgesetz bestimmt.

Leistungen der Länder

§ 5. (1) Bundesmittel im Sinne des § 4 Abs. 1
dürfen nur jenen Ländern gewährt werden, die
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selbst aus Landesmitteln Beträge bereitstellen
und für die Förderung nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes verwenden, wobei die
Landesmittel innerhalb des Kalenderjahres min-
destens die Hälfte der Bundesmittel betragen
müssen.

(2) Insoweit ein Land die im Abs. 1 vorge-
sehenen Bedingungen oder die sonstigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes nicht einhält, hat
es die Bundesmittel oder den entsprechenden
Anteil davon auf Grund eines vom Bundes-
minister für Bauten und Technik beim Bundes-
minister für Finanzen gestellten Antrages auf
Verlangen des letztgenannten Bundesministers
binnen sechs Monaten dem Bund zurückzuer-
statten. Das gleiche gilt für die Bundesmittel,
die nicht gemäß § 6 verwendet werden. Der
Bund hat diese Mittel zu gleichen Teilen dem
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und dem Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds zur Verwendung
gemäß § 36 Abs. 5 des Wohnbauförderungs-
gesetzes 1968 abzuführen.

Förderungsmaßnahmen

§ 6. (1) Für die Leistung des Annuitätendienstes
von Darlehen der Kreditunternehmungen und
Bausparkassen, die zur Finanzierung der Ver-
besserungen (§ 1) erforderlich sind und deren
jährlicher Zinsfuß nicht höher liegt als 3½ v. H.
über der von der Oesterreichischen Nationalbank
jeweils festgesetzten Bankrate, kann die Landes-
regierung in den Jahren 1970 und 1971 für die
Dauer der Laufzeit, die nicht mehr als zwölf Jahre
betragen darf, jährliche Annuitätenzuschüsse, die
vom ursprünglichen Darlehen zu bemessen sind,
im Ausmaß von 40 v. H. der Annuität gewähren.

(2) Eine Förderung darf nur gewährt werden,
a) wenn Arbeiten, die der ordnungsgemäßen

Erhaltung des Wohnhauses dienen, nicht
erforderlich sind oder sichergestellt ist, daß
solche Arbeiten in einem Zuge mit den
Verbesserungsarbeiten durchgeführt werden,

b) wenn die Gesamtbaukosten der Verbesse-
rung nicht gemäß den §§ 6 und 8 des
Mietengesetzes, BGBl. Nr. 210/1929, in der
jeweils geltenden Fassung, aus dem Haupt-
mietzins des Wohnhauses zu bestreiten
sind,

c) wenn sichergestellt ist, daß die Klein- oder
Mittelwohnung nach Durchführung der
Verbesserungen und der allenfalls gleich-
zeitig durchgeführten Erhaltungsarbeiten
den Anforderungen der Gesundheit und
Hygiene entsprechen wird, und

d) wenn der Bestand des Wohnhauses aus Ver-
kehrsrücksichten oder aus Assanierungs-
erfordernissen öffentlichen Interessen nicht
entgegensteht.

(3) Die Annuitätenzuschüsse dürfen nur flüssig-
gemacht werden, wenn der Liegenschaftseigen-
tümer (Miteigentümer), Wohnungseigentümer
oder Bauberechtigte nachweist, daß er Zahlungen
in der Höhe der schuldscheinmäßigen Annuitäten
geleistet hat.

(4) Insoweit in dem zu fördernden Wohnhaus
außer Klein- und Mittelwohnungen auch Woh-
nungen mit einer Nutzfläche von mehr als 130 m2

oder Büro-, Geschäfts- oder Werkstättenräume
vorhanden sind, dürfen Annuitätenzuschüsse für
die Baukosten der Verbesserungen innerhalb
dieser Wohnungen bzw. Räume nicht gewährt
werden.

(5) Die Zahlung von Annuitätenzuschüssen ist
einzustellen und die Annuitätenzuschüsse sind
zurückzufordern, wenn der Eigentümer der
Liegenschaft, Wohnungseigentümer oder Bau-
berechtigte

1. die ordnungsgemäße Erhaltung des Wohn-
hauses unterläßt,

2. ohne vorangegangene schriftliche Zustim-
mung der Landesregierung eine Wohnung in
Räume anderer Art, wie insbesondere in Büro-
oder Geschäftsräume, umwandelt oder sonst
widmungswidrig verwendet, oder solche Hand-
lungen zuläßt,

3. die in der schriftlichen Zusicherung fest-
gesetzten Bedingungen oder Auflagen nicht er-
füllt,

4. die Annuitätenzuschüsse bei der Berechnung
der für die Verbesserung zu erbringenden laufen-
den Leistungen der Mieter (Nutzungsberechtig-
ten) nicht voll in Abzug bringt,

5. die Verbesserungsarbeiten nicht von hiezu
befugten Personen ausführen läßt.

(6) 1. Vereinbarungen zwischen Vermieter
und Mieter über die Höhe der vom Mieter für
die Verbesserung zu erbringenden laufenden Lei-
stungen sind nur insoweit zulässig, als sie das zur
Deckung der Kosten der Verbesserungsarbeiten
notwendige Ausmaß nicht übersteigen.

2. Hält der Mieter die von ihm begehrten
laufenden Leistungen für die Verbesserung für
höher als nach den Bestimmungen der Z. 1 zu-
lässig ist, kann er die Entscheidung des Gerichtes
beantragen. Die §§ 24 bis 37 des Mietengesetzes
in der Fassung des Mietrechtsänderungsgesetzes,
BGBl. Nr. 281/1967, finden sinngemäß Anwen-
dung.

§ 7. (1) Der Förderungswerber muß hinsicht-
lich des zu fördernden Wohnhauses Eigentümer
(Miteigentümer), Wohnungseigentümer oder Bau-
berechtigter sein.

(2) Die Finanzierung der Gesamtbaukosten der
Verbesserung muß für den Fall der Gewährung
einer Förderung gesichert sein.
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Kontrollrecht des Bundes

§ 8. (1) Die Länder haben über die widmungs-
gemäße Verwendung der Förderungsmittel nach
diesem Bundesgesetz für jedes Jahr, längstens
bis 30. Juni des folgenden Jahres, dem Bundes-
minister für Bauten und Technik einen Bericht
zu erstatten. Dem Bericht ist eine Aufstellung
über die Förderungsmaßnahmen anzuschließen.

(2) Das Bundesministerium für Bauten und
Technik ist berechtigt, durch seine Organe die
Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes
zu überwachen und die geförderten Baulichkeiten
zu besichtigen. Die Länder sind verpflichtet, den
Organen des Bundesministeriums für Bauten
und Technik auf Verlangen in die bezughabenden
Geschäftsstücke, sonstigen Unterlagen und Belege
Einsicht zu gewähren, die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und die Besichtigung der
geförderten Baulichkeiten zu ermöglichen.

Begehren

§ 9. (1) Begehren auf Gewährung eines
Annuitätenzuschusses können bis 30. September
1971 bei dem nach der Lage der zu fördernden
Baulichkeit zuständigen Amt der Landesregierung
eingebracht werden.

(2) Dem Begehren sind die zur Beurteilung
der Verbesserungsmaßnahmen erforderlichen
Unterlagen anzuschließen, wie insbesondere der
Nachweis einer allfällig erforderlichen baubehörd-
lichen Genehmigung, ein Grundbuchsauszug, die
baubehördlich genehmigten Baupläne, sofern
solche nicht erforderlich sind, die Baubeschreibung
und eine gegliederte Kostenberechnung der zur
Ausführung der Verbesserungen notwendigen
Gesamtbaukosten und der Finanzierungsplan.
Die Baubeschreibung und die Kostenberechnung
sind von einer nach den bestehenden Vorschriften
hiezu befugten Person zu erstellen.

Erledigung der Begehren

§ 10. (1) Vor Erledigung der Begehren auf Ge-
währung der Förderung hat die Landesregierung
die Gemeinde, in deren Bereich das Wohnhaus
gelegen ist, und den nach § 24 des Wohnbauför-
derungsgesetzes 1968 bestellten Wohnbauförde-
rungsbeirat anzuhören.

(2) Die Landesregierung hat die Begehren
innerhalb von drei Monaten schriftlich zu er-
ledigen. Im Falle der aufrechten Erledigung des
Begehrens hat die Landesregierung dem Förde-
rungswerber eine Zusicherung über die Gewäh-
rung der Förderung zu erteilen. Im Falle der
Ablehnung ist eine Begründung anzugeben. Mit
der schriftlichen Zusicherung erwirbt der Förde-
rungswerber einen Anspruch auf die Förderung.

(3) In der schriftlichen Zusicherung sind ange-
messene Fristen für die Ausführung vorzusehen;
hiebei ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen,
daß die Verbesserungsarbeiten während der
Wintermonate November bis März durchgeführt
werden, es sei denn, der Förderungswerber weist
nach, daß dies aus wirtschaftlichen oder techni-
schen Gründen nicht vertretbar oder aus recht-
lichen Gründen nicht durchführbar ist. Überdies
können Bedingungen und Auflagen vorgesehen
werden, die der Sicherung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und des die-
sem zugrunde liegenden Förderungszweckes die-
nen.

(4) Auf die Förderung von Verbesserungen, die
von Gemeinden begehrt werden, dürfen nicht
mehr als ein Viertel der dem Land zur Verfügung
stehenden Förderungsmittel entfallen, sofern Be-
gehren natürlicher Personen oder anderer juristi-
scher Personen vorliegen.

Widerruf der Zusicherung der Förderung

§ 11. Die Zusicherung der Förderung ist zu
widerrufen, wenn die in der schriftlichen Zusiche-
rung festgesetzten Bedingungen und Auflagen
vom Förderungswerber nicht erfüllt werden. Der
Widerruf der Zusicherung ist nur zulässig,
solange Annuitätenzuschüsse noch nicht flüssig
gemacht wurden.

Bauausführung und Aufsicht

§ 12. (1) Mit den Verbesserungsarbeiten darf
vor Zusicherung der Förderung nur mit schrift-
licher Zustimmung des Landes begonnen werden.
Das Land darf eine solche Zustimmung nur
erteilen,

a) wenn die Voraussetzungen für eine auf-
rechte Erledigung des Begehrens gegeben
sind und

b) wenn der Förderungswerber sich schrift-
lich mit der Aufsicht durch das Land ein-
verstanden erklärt.

(2) Die Verbesserungsarbeiten sind nach den
der Zusicherung zugrunde gelegten Unterlagen
durch hiezu befugte Personen auszuführen.

(3) Das Land hat die Einhaltung der bedun-
genen Bauausführung und der im § 6 Abs. 5
genannten Bedingungen zu überwachen. Die Auf-
sicht erstreckt sich auf die Dauer der Förderungs-
maßnahme.

(4) Wird die Verwendung von Mitteln nach
diesem Bundesgesetz auf Tafeln ersichtlich ge-
macht, ist in der Aufschrift zum Ausdruck zu
bringen, daß die Baulichkeit unter Verwendung
von zweckgebundenen Bundeszuschüssen geför-
dert wird.
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Endabrechnung

§ 13. (1) Nach Vollendung der Bauführung
hat der Förderungswerber ohne Verzug, läng-
stens jedoch sechs Monate nach Fertigstellung,
die Endabrechnung über die Verbesserungs-
arbeiten dem Amt der Landesregierung vorzu-
legen.

(2) Legt der Förderungswerber die Endabrech-
nung nicht fristgerecht vor, so kann das Amt
der Landesregierung die Gesamtbaukosten durch
einen befugten Ziviltechniker auf Kosten des
Förderungswerbers feststellen lassen und der
Endabrechnung zugrunde legen.

Gebührenbefreiung
§ 14. (1) Die durch dieses Bundesgesetz unmit-

telbar veranlaßten Schriften und die zur Förde-
rung der Verbesserung nach § 6 Abs. 1 dieses
Bundesgesetzes erforderlichen Darlehen sind von
den Stempel- und Rechtsgebühren befreit. Wird
die Zahlung von Annuitätenzuschüssen gemäß
§ 6 Abs. 5 dieses Bundesgesetzes eingestellt, so
werden im Zeitpunkt der Einstellung des Annui-
tätendienstes die Darlehen nach § 33 TP. 8 Ge-
bührengesetz 1957 gebührenpflichtig.

(2) Die gerichtlichen Eingaben und die grund-
bücherlidien Eintragungen zur pfandrechtlichen
Sicherstellung von Darlehen, die zur Finanzierung
der nach diesem Bundesgesetz geförderten Ver-
besserungen erforderlich sind, sind von den Ge-
richtsgebühren befreit.

Zumutbarkeit von Verbesserungen und
Verbesserungsarbeiten

§ 15. Verbesserungsarbeiten, die nach diesem
Bundesgesetz gefördert werden und keine wesent-

liche und dauernde Beeinträchtigung des Miet-
rechtes (Nutzungsrechtes) zur Folge haben, sind
von dem Mieter (Nutzungsberechtigten) des
Wohnhauses insofern zuzulassen, als sie ihm bei
billiger Abwägung aller Interessen zumutbar sind.
Für vorübergehende wesentliche Beeinträchtigun-
gen hat der Vermieter den betroffenen Mieter
(Nutzungsberechtigten) angemessen zu entschädi-
gen. Der Mieter (Nutzungsberechtigte) ist nicht
verpflichtet, Verbesserungen in seiner Wohnung
vornehmen zu lassen.

Wirksamkeit und Vollziehung

§ 16. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1970 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich der Bestimmungen

1. des § 8 Abs. 2 der Bundesminister für
Bauten und Technik,

2. des § 5 Abs. 2 der Bundesminister für
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Bauten und Technik,

3. des § 4 Abs. 1, 3 und 4, § 5 Abs. 1 sowie
§ 14 Abs. 1 der Bundesminister für Finanzen,

4. der §§ 6 Abs. 6 und 15 der Bundesminister
für Justiz,

5. des § 14 Abs. 2 der Bundesminister für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen und

6. im übrigen — sofern es sich nicht um die
Erlassung von Verordnungen handelt — die
Landesregierung

betraut.

Jonas
Klaus Kotzina Koren Klecatsky
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